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Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 1275672,1277240 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Vermeidung von Rückständen, 
Verwertung von Sekundärrohstoffen und Entsorgung von Abfällen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

Die §§ 17 und 18 werden gestrichen. 

Bonn, den 13. April 1994 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 

Begründung 

Die vorgesehene Übertragung von Besitzerpflichten schafft 

Rechtsunsicherheit, vor allem, wenn tatsächlicher Besitzer und 
Besitzerpflichten auseinanderfallen. Die Regelungen in den §§ 11 

bis 13 führen zu einer gezielten Desorganisation der Entsorgungs-
verantwortung und zu einer Unkontrollierbarkeit der tatsächlich 
Verpflichteten. Einer Monopolisierung der Entsorgungswirtschaft, 

wie an DSD zu sehen ist, wird weiterer Vorschub geleistet. 

Die Regelung steht außerdem im Widerspruch zur Organisation 
der Abfallentsorgung in einigen Bundesländern und droht, be-
stehende Entsorgungsstrukturen zu zerschlagen. 




